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German Tax Advisers und ETAF – Keine weiteren Belastungen für Berufsrecht aus 

Europa      

 

Sowohl die German Tax Advisers, als auch die ETAF nahmen zum Berichtsentwurf 

des Wirtschafts- und Währungsausschusses des EU-Parlaments über die Lehren 

aus den sogenannten Pandora Papers Stellung. In Schreiben an die zuständigen 

EU-Abgeordneten fordern sie für die beratenden Berufe eine Stärkung des 

Berufsrechts in den Mitgliedstaaten. Gleichzeitig sprachen sie sich gegen weitere 

Belastungen aus.  

 

Der Berichtsentwurf zur Vorbereitung einer Resolution des EU-Parlaments „über die 

Lehren aus den Pandora Papers und anderen Enthüllungen“ (2022/080(INI) stammt aus 

der Feder des sozialdemokratischen EU-Abgeordneten Niels Fuglsang aus Dänemark. 

Darin enthalten sind durchaus Forderungen, die die Positionen der German Tax Advisers* 

und ihres europäischen Dachverbands, der European Tax Adviser Federation (ETAF) 

wiedergeben. Zurecht weist der Entwurf etwa auf die globalen Ausmaße komplexer 

Strukturen von Offshore-Konstrukten hin. Diese waren im Jahr 2021 Gegenstand der 

Enthüllungen rund um die sog. Pandora Papers. 

 

Andererseits müsste der Entwurf des Berichterstatters an wichtigen Punkten erheblich 

nachgebessert werden. Grund genug für die German Tax Advisers und die ETAF sich an 

die maßgeblichen EU-Abgeordneten des Wirtschafts- und Währungsausschusses 

(ECON) zu wenden und Änderungsvorschläge im Sinne des Berufsstands zu 

unterbreiten.  

 

Dabei fordern sowohl die German Tax Advisers, als auch die ETAF eine kritische Sicht 

auf das geplante Gesetzgebungsverfahren zur Bekämpfung der Rolle von sog. Vermittlern 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/ECON-PR-735471_EN.pdf
https://www.germantaxadvisers.eu/de/home/
https://etaf.tax/
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von Steuerhinterziehung und aggressiver Steuerplanung (SAFE). Anstelle von weiteren 

Auflagen für einen Berufsstand, dessen Arbeitsbelastung und Verwaltungsaufwand kaum 

noch zu bestreiten ist, wird vorgeschlagen das Berufsrecht der beratenden Berufe in den 

Mitgliedstaaten zu stärken.  

 

Außerdem zeigten sich die German Tax Advisers und die ETAF kritisch gegenüber der 

Forderung Anzeigepflichten für grenzüberschreitende Steuergestaltungen. Eine Ansicht, 

die MdEP Markus Ferber (CSU) offensichtlich teilt. Er schlug etwa vor, die gesamte 

Forderung über die Anzeigepflichten gem. DAC 6 ersatzlos zu streichen.  

 

 

Stand: 22.11.2022 

 

 

 

https://www.dstv.de/wp-content/uploads/2022/10/DStV-Stellungnahme-E-09_22-SAFE.pdf

